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Sehr geehrte Damen und Herren, 
  
nachfolgend informieren wir Sie unter anderem über folgende aktuelle Entwicklungen:  
  
 

1 Tarifverhandlungen zum TVöD (VKA) 2027 - Kommunaler 
Arbeitgeberverband Hessen gibt Verhandlungstermine bekannt  
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Der Kommunale Arbeitgeberverband Hessen (KAV Hessen) hat die 
Verhandlungstermine für die Tarifverhandlungen zum TVöD (VKA) 2027 bekannt 
gegeben.  
 
Demnach sind die folgenden Verhandlungstermine bisher vereinbart worden: 
 

• Auftakt und erste Verhandlungsrunde: Freitag, den 9. April 2027, 
• Zweite Verhandlungsrunde: Montag/Dienstag, den 3./4. Mai 2027, 
• Dritte Verhandlungsrunde: Montag bis Mittwoch, den 24. bis 26. Mai 2027. 

 
Die Mitteilung des KAV Hessen finden Sie hier. 
 
Die Dienstnehmervertretung der Rheinisch-Westfälisch-Lippischen 
Arbeitsrechtlichen Kommission (ARK-RWL) orientiert sich erfahrungsgemäß bei ihren 
Forderungen in Tarifverhandlungen für den BAT-KF in der ARK-RWL für die 
nichtärztlichen Mitarbeitenden regelmäßig an den Tarifabschlüssen im öffentlichen 
Dienst für den TVöD (VKA).  
 
Tarifeinigungen im TVöD (VKA) bildeten in der Vergangenheit regelmäßig eine Basis 
für anschließende Tarifverhandlungen im BAT-KF.  
(S. hierzu zuletzt: Bericht im Rundschreiben 9/2025 über den Tarifabschluss zum 
BAT-KF vom 28. Mai 2025) 
 
Wir erinnern bereits jetzt dran, dass die Entgelttabellen zum BAT-KF nach Artikel 
7 Absatz 2 des Beschlusses der ARK-RWL vom 28.Mai 2025 mindestens bis 
zum 31. März 2027 gelten sollen. 
Im Hinblick auf den zu erwartenden zeitlichen Verhandlungsverlauf wäre unter 
anderem auch der Beschluss über (rückwirkende) Entgelterhöhungen ab 1. April 
2027 denkbar. 
 
Wir werden Sie über die weiteren Entwicklungen auf dem Laufenden halten. 
 

2 Rechtsprechung  

2.1 Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 18. Juni 2026 – 2 AZR 213/25 –, 
Vorwirkender Kündigungsschutz vor Zeitabschnitten einer Elternzeit 

 
Das Bundesarbeitsgericht hatte sich in einer aktuellen Entscheidung mit der Frage zu 
beschäftigen, ob der vorwirkende besondere Kündigungsschutz nach § 18 Absatz 1 
Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz (BEEG) dann vor jedem einzelnen 
Zeitabschnitt gilt, wenn die Elternzeit im Rahmen dieses Elternzeitverlangens in 
mehrere Zeitabschnitte aufgeteilt wurde.  
 

▪ Gemäß § 18 Absatz 1 Satz 1 Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz (BEEG) 
darf der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis ab dem Zeitpunkt, von dem an 
Elternzeit verlangt worden ist, nicht kündigen. Nach § 18 Absatz 1 Satz 2 
BEEG beginnt dieser Kündigungsschutz frühestens acht Wochen vor 

https://www.kav-hessen.de/tarifrunden/tarifrunde-2027-tvoed-tv-v
https://www.diakonie-rwl.de/sites/default/files/2025-05/2025-05-28%20RS%209.pdf
https://www.diakonie-rwl.de/sites/default/files/2025-05/Anlage%201_ARR%20Entgelterh%C3%B6hungen.pdf
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Beginn einer Elternzeit bis zum vollendeten dritten Lebensjahr des 
Kindes (Nr. 1) sowie frühestens 14 Wochen vor Beginn einer Elternzeit 
zwischen dem dritten Geburtstag und dem vollendeten achten 
Lebensjahr des Kindes (Nr. 2). 

 
Hier hatte der Kläger für insgesamt vier im Einzelnen aufgelistete Zeiträume 
zwischen dem 11. Juli 2024 und dem 10. Juli 2027 Elternzeit beantragt. Mit 
Schreiben vom 1. August 2024 bewilligte der Beklagte Arbeitgeber die Elternzeit. Vor 
dem beantragten zweiten Zeitabschnitt vom 11. November 2024 bis 10. Juli 2025 
kündigte der Arbeitgeber mit Schreiben vom 9. Oktober 2024 ordentlich zum 31. 
Oktober 2024, hilfsweise zum nächstmöglichen Termin. Eine Zulässigkeitserklärung 
durch die zuständige oberste Landesbehörde lag nicht vor. Der betroffene 
Arbeitnehmer erhob hiergegen Kündigungsschutzklage. 
 
Wie bereits zuvor Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht sah auch das 
Bundesarbeitsgericht die Kündigung als unwirksam an. 
 
Aus der Pressemitteilung Nr. 25/26 des Bundesarbeitsgerichts vom 18. Juni 2026: 
 

▪ „Die Kündigung ist gemäß § 134 BGB iVm. § 18 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BEEG 
unwirksam. Das Gesetz gewährt denjenigen Arbeitnehmern, die von ihrem 
Arbeitgeber (wirksam) Elternzeit verlangen, einen besonderen 
Kündigungsschutz. Dieser beginnt grundsätzlich – bis zum vollendeten dritten 
Lebensjahr des Kindes – mit dem Verlangen, frühestens jedoch acht Wochen 
vor Beginn der Elternzeit (sog. Vorwirkung). Eine Ausnahme von diesem 
Kündigungsschutz zB während der sechsmonatigen Wartezeit des § 1 Abs. 
1 KSchG kennt das BEEG nicht. Nach § 16 Abs. 1 Satz 6 BEEG kann jeder 
Elternteil die Elternzeit auf mehrere Zeitabschnitte verteilen. Damit wird den 
Arbeitnehmern die Möglichkeit eingeräumt, mehrmals Elternzeit – in 
Zeitabschnitten – zu verlangen. Aus dem Wortlaut des § 18 Abs. 1 Satz 1, 
2 Nr. 1 BEEG folgt, dass der vorwirkende Kündigungsschutz bei jedem 
dieser Elternzeitverlangen eingreift. Dies entspricht auch dem 
Gesetzeszweck, den in § 18 Abs. 1 Satz 3 BEEG geregelten 
Kündigungsschutz während der Elternzeit nicht leerlaufen zu lassen, indem 
der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis bereits kurz vor Beginn der Elternzeit 
beenden kann. Unerheblich ist nach dem Wortlaut der Norm, ob der 
Arbeitnehmer jeweils ein Verlangen vor jedem Elternzeitabschnitt 
anbringt oder – wie im Streitfall – in einem Schreiben Elternzeit für 
mehrere Zeitabschnitte verlangt.“ 
 

 
Somit ist nunmehr auch höchstrichterlich eine klare Rechtslage beim 
Kündigungsschutz vor Zeitabschnitten einer Elternzeit bestätigt worden. 
 

2.2 Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 25. Juni 2026 – 6 AZR 7/26 –, Fehler bei 
der Massenentlassungsanzeige 

 

https://www.bundesarbeitsgericht.de/presse/vorwirkender-kuendigungsschutz-vor-zeitabschnitten-einer-elternzeit/
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Das Bundesarbeitsgericht beschäftigte sich im Rahmen einer aktuellen Entscheidung 
mit der Frage, wie mit der Angabe einer geringfügig zu hohen Anzahl von 
Arbeitnehmern, denen im Rahmen der Massenentlassung gekündigt werden soll, im 
Rahmen der Anzeige bei der Agentur für Arbeit umzugehen ist. 
 
Hier wurden in der Anzeige beabsichtige 34. Kündigungen angegeben, aber 
tatsächlich erfolgten laut Urteil „31 oder 32 Kündigungen“. 
 
Hierzu aus der Pressemitteilung Nr. 26/26 des Bundesarbeitsgerichts vom 25. Juni 
2026: 
 

▪ „Das vor einer Massenentlassung durchzuführende Anzeigeverfahren soll es 
der zuständigen Agentur für Arbeit ermöglichen, innerhalb einer Frist von 30 
Tagen nach Lösungen für die Probleme zu suchen, die die beabsichtigen 
Entlassungen aufwerfen. Unterlaufen dem Arbeitgeber bei der Anzeige 
Fehler, die dieser Lösungssuche und damit dem Zweck des 
Anzeigeverfahrens nicht entgegenstehen, genügt die Anzeige dem Ziel 
des Anzeigeverfahrens und damit den Vorgaben der 
Massenentlassungsrichtlinie (MERL) noch. Dann läuft die Sperrfrist des § 
18 KSchG mit Eingang der Anzeige bei der Agentur für Arbeit an und das 
Arbeitsverhältnis endet mit Ablauf der Kündigungsfrist. Die in einer 
Massenentlassungsanzeige erfolgte Angabe einer geringfügig zu hohen 
Anzahl von Arbeitnehmern, denen im Rahmen der Massenentlassung 
gekündigt werden soll, beeinträchtigt die Arbeitsverwaltung nicht in 
ihrer Aufgabe, die negativen Folgen von Massenentlassungen zu 
begrenzen, indem sie sich zB auf die Vermittlung der zu entlassenden 
Arbeitnehmer einstellt und arbeitsmarktpolitische Maßnahmen prüft. In einem 
solchen Fall gewährleistet die Anzeige noch ein gesetzmäßiges Handeln der 
Arbeitsverwaltung. Die Anzeige ist deshalb trotz der objektiv fehlerhaften 
Angabe noch ordnungsgemäß und damit wirksam.“ 

 

2.3 Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 15. April 2026 – 7 AZR 114/25 -, 
Vergütung eines freigestellten Betriebsratsmitglieds 

 
In dieser aktuellen Entscheidung befasste sich das Bundesarbeitsgericht mit der 
Vergütung freigestellter Betriebsratsmitglieder. 
Die Parteien stritten sich hier um die Frage der fiktiven Beförderung bzw. 
hypothetischen Karriere von Betriebsratsmitgliedern. 
 
Das Bundesarbeitsgericht hat in dem Urteil der Revision der Arbeitgeberin 
stattgegeben und an das Landesarbeitsgericht zur Entscheidung zurückverwiesen. 
 
Aus dem Urteil zur Beweislast des betroffenen Betriebsratsmitglieds: 
 

▪ „Ein Anspruch aus § 78 Satz 2 BetrVG iVm. § 611a Abs. 2 BGB setzt voraus, 
dass dem Betriebsratsmitglied – als Anspruchsteller – der Nachweis 
gelingt, dass es ohne sein Mandat als (freigestelltes) Mitglied des 

https://www.bundesarbeitsgericht.de/presse/fehler-bei-der-massenentlassungsanzeige/
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Betriebsrats inzwischen mit einer Tätigkeit betraut worden wäre, die ihm 
den Anspruch auf das begehrte (höhere) Arbeitsentgelt vermittelt. Es 
bedarf der – uU auf Hilfstatsachen beruhenden – Überzeugungsbildung und 
Feststellung des Tatrichters, dass das Betriebsratsmitglied diese berufliche 
Entwicklung ohne seine Amtstätigkeit tatsächlich genommen hätte (vgl. BAG 
20. Januar 2021 – 7 AZR 52/20 – Rn. 24 mwN und Rn. 28 mwN; 22. Januar 
2020 – 7 AZR 222/19 – Rn. 30 f.).“ 
(Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 15. April 2026 – 7 AZR 114/25; Rn. 22) 

▪ „bb) Grundsätzlich kann sich ein Betriebsratsmitglied zur Begründung eines 
fiktiven Beförderungsanspruchs auch darauf stützen, dass ihm eine konkrete 
freie oder freiwerdende (Beförderungs-)Stelle angeboten worden ist und 
es dieses Angebot allein mandatsbedingt abgelehnt hat. Beruft sich der 
Arbeitgeber zur Abwehr des Anspruchs darauf, in dem dem 
Betriebsratsmitglied unterbreiteten Angebot liege dessen unzulässige 
Begünstigung iSv. § 78 Satz 2 BetrVG, hat er Tatsachen vorzubringen, die 
den Schluss darauf zulassen sollen. Dem Arbeitgeber obliegt im Rahmen 
einer abgestuften Darlegungslast hierzu ein substantiierter Vortrag, zu dem 
sich dann wiederum das – letztlich darlegungs- und beweisbelastete – 
Betriebsratsmitglied konkret erklären muss. Für eine unzulässige 
Begünstigung spricht etwa, dass das (freigestellte) Betriebsratsmitglied die 
Anforderungen an die höher dotierte Stelle im Zeitpunkt der 
Auswahlentscheidung nicht erfüllt hat (vgl. BAG 13. August 2025 – 7 AZR 
174/24 – Rn. 28).“ 
(Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 15. April 2026 – 7 AZR 114/25; Rn. 23) 

 
Die Frage der fiktiven Nachzeichnung des beruflichen Werdegangs kann auch für  
freigestellte Mitglieder der MAV eine Rolle spielen. 
 
Den Urteilstext finden Sie hier. 
 

2.4 Landesarbeitsgericht Hamm, Urteil vom 5. Februar 2026, -18 SLa 685/25- 
Weisungen an den Chefarzt eines Klinikums im Zusammenhang mit 
Schwangerschaftsabbrüchen – Urteilsbegründung liegt vor 

 
In Rundschreiben 3/2026 berichteten wir über die Pressemitteilung zum Urteil des 
Landesarbeitsgerichts Hamm nachdem in diesem Einzelfall Weisungen an den 
Chefarzt eines Klinikums im Zusammenhang mit  
Schwangerschaftsabbrüchen teilweise rechtsunwirksam waren. 
 
Inzwischen liegen die Urteilsgründe hierzu vor.  
Diese finden Sie hier. 
 
Die Leitsätze zu diesem Urteil lauten: 
 

„1. Der Arbeitgeber entscheidet über das Angebot an Produkten bzw. 
Dienstleistungen und über den Abschluss von Verträgen mit Kunden im 

https://www.bundesarbeitsgericht.de/entscheidung/7-azr-114-25/
https://www.diakonie-rwl.de/sites/default/files/2026-03/2026-02-25%20RS%203.pdf
https://nrwe.justiz.nrw.de/arbgs/hamm/lag_hamm/j2026/18_SLa_685_25_Urteil_20260205.html
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Rahmen seiner unternehmerischen Entscheidungsfreiheit gemäß Art. 12, 14 
GG. 
2. Die unternehmerische Entscheidung, den Schwangerschaftsabbruch 
als medizinische Leistung eines Krankenhauses in kirchlicher 
Trägerschaft nur noch ausnahmsweise bei akuter Bedrohung von Leib 
und Leben der Mutter bzw. des ungeborenen Kindes durchführen zu 
lassen, kann es rechtfertigen, einem im Krankenhaus tätigen Arzt die 
Durchführung sonstiger Schwangerschaftsabbrüche aus medizinischer 
Indikation im Wege des arbeitgeberseitigen Weisungsrechts zu 
untersagen. 
3. Die weitergehende Weisung an den Arzt, Schwangerschaftsabbrüche 
im Rahmen der ihm genehmigten Nebentätigkeit gar nicht mehr 
vorzunehmen, kann unverhältnismäßig und damit unwirksam sein.“ 
(Landesarbeitsgericht Hamm, Urteil vom 5. Februar 2026, -18 SLa 685/25-; 
Leitsätze) 

 

2.5 Bundessozialgericht. Urteil vom 22. Januar 2026 - B 8 SO 15/24 
Rechtmäßigkeit eines Schiedsspruchs über die Festsetzung gesondert 
berechneter Investitionskosten nach § 76a Abs 3 Sozialgesetzbuch 
Zwölftes Buch ‑ Sozialhilfe ‑ (SGB XII) 

 
Das Bundessozialgericht (BSG) hatte in diesem Urteil über die Rechtmäßigkeit eines 
Schiedsspruchs über die Festsetzung gesondert berechneter Investitionskosten nach 
§ 76a Abs 3 Sozialgesetzbuch Zwölftes Buch ‑ Sozialhilfe ‑ (SGB XII) für die Zeit vom 
1.8.2021 bis 31.7.2022 zu entscheiden. 
 
Aus dem Urteil des BSG: 
 

▪ „Der Schiedsspruch hält in der Sache einer Überprüfung nach diesen 
Vorgaben nicht in allen Punkten stand. Die Schiedsstelle hat die 
tatsächlichen Kosten der Einrichtung zum Teil zu Unrecht als plausibel 
gemacht angesehen (im Einzelnen RdNr 22 ff). Sie hat aber auch bei Durch-
führung des Vergleichs ihren Entscheidungsfreiraum schon bei 
Bestimmung des Vergleichsraums überschritten (im 
Einzelnen RdNr 27 ff). Schließlich ist sie zu Unrecht davon ausgegangen, 
dass im Rahmen des externen Vergleichs ausschließlich Einrichtungen 
miteinander verglichen werden können, die im Erbbaurechtsmodell betrieben 
werden, und hat sich deshalb auf eine "interne" Überprüfung der 
Wirtschaftlichkeit der Investitionskosten beschränkt (im Einzelnen RdNr 31 ff). 
Erst wenn ein externer Vergleich ergibt, dass die plausibel gemachten 
Investitionskosten oberhalb des unteren Drittels der Vergleichsgruppe 
liegen, findet eine Überprüfung der Wirtschaftlichkeit dieser Kosten im 
Einzelfall statt (im Einzelnen RdNr 35 ff).“ 
(Bundessozialgericht. Urteil vom 22. Januar 2026 - B 8 SO 15/24- ; Rn.21) 

▪ „Erbbauzinsen sind damit im Grundsatz wirtschaftlich, wenn sie einem 
Vergleich am Markt standhalten. Das Gesetz nennt sie in § 82 Abs 3 Satz 
1 SGB XI ausdrücklich als zu berücksichtigende Investitionskosten. Die 

https://www.bsg.bund.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2026/2026_01_22_B_08_SO_15_24_R.html
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Beschaffung eines Grundstücks bei einem Dritten im Wege der Vereinbarung 
eines Erbbaurechts stellt eine explizit vom Gesetzgeber eingeräumte 
Gestaltung zur Finanzierung von Pflegeeinrichtungen dar.“  
(Bundessozialgericht. Urteil vom 22. Januar 2026 - B 8 SO 15/24- ; Rn.37) 

▪ „Es ist kein Grundsatz erkennbar, der es erlaubte, die Vorgaben des SGB XI in 
§ 82 Abs 3 Satz 1 SGB XI zugunsten von Trägern der Sozialhilfe bei 
Vereinbarungen nach § 76a SGB XII nicht zur Anwendung zu bringen. Die 
Kostenbegrenzung zur Entlastung der öffentlichen Haushalte ist nicht 
einziges Ziel der Vereinbarungen nach § 76a SGB XII; die Regelungen 
bezwecken - wie dargelegt - auch eine Schließung von Deckungslücken in der 
Finanzierung von Pflegeeinrichtungen bei fehlender Förderung durch die 
Länder. Der Senat kann deshalb auch nicht erkennen, dass die 
Geltendmachung eines marktüblichen Erbbauzinses gegenüber dem 
Träger der Sozialhilfe gegen den Grundsatz von Treu und Glauben 
verstößt, wie der Kläger aber meint. Der Beklagte ist - ungeachtet des 
Umstands, dass sich die Wirtschaftlichkeitsbetrachtung im Rahmen des § 
75 Abs 2 Satz 10 bis 12 SGB XII regelmäßig nur auf die tatsächlichen 
Betriebsbedingungen der Einrichtung bezieht - weder aufgrund langjähriger 
Zusammenarbeit noch zur Minderung der kommunalen Ausgaben verpflichtet, 
die für den Kostenträger günstigste Vertragsgestaltung zu wählen.“ 
(Bundessozialgericht. Urteil vom 22. Januar 2026 - B 8 SO 15/24- ; Rn.38) 

▪ „Da die Schiedsstelle die Durchführung eines externen Vergleichs zu 
Unrecht unterlassen hat, kann im Gerichtsverfahren eine Überprüfung der 
Wirtschaftlichkeit des hier konkret vereinbarten Erbbauzinses nicht 
abschließend erfolgen.“  
(Bundessozialgericht. Urteil vom 22. Januar 2026 - B 8 SO 15/24- ; Rn.40) 

 
Die Schiedsstelle wird hier nun unter Beachtung des Urteils neu zu entscheiden 
haben. 

3 Beschlüsse des Koalitionsausschusses zu geplanten Reformen auf 
Internetauftritt der Bundesregierung vorgestellt 

 
Die Bundesregierung hat auf ihrem Internetauftritt die aktuellen Beschlüsse des 
Koalitionsausschlusses zu geplanten Reformen in einem Papier mit dem Titel „Ein 
Programm für Aufschwung und Beschäftigung“ zur Verfügung gestellt. 
 
Dieses Papier kann hier abgerufen werden. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass es sich nicht um beschlossene Gesetze 
handelt. Es bleibt das Gesetzgebungsverfahren hinsichtlich der konkreten 
Gestaltung etwaiger Umsetzungen abzuwarten. 
 
Hier einige aus dem Papier zitierte Vorhaben: 
 

▪ „Für den steuerlich begünstigten Sonn- und Feiertagszuschlag werden 
die Obergrenzen nach § 3b EStG bis zu einem Stundenlohn von 75 Euro zum 

https://www.bundesregierung.de/resource/blob/2196306/2445592/344cc50b4c10a5939658e3fc0a5fd93f/2026-07-02-koaausschuss-data.pdf?download=1
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01.01.2027 erhöht, gleichzeitig wird der steuerfreie Zuschlag im 
Regelungsbereich eines Tarifvertrages vollständig beitragsfrei gestellt.“ 

▪ „Für bis zum 31.12.2030 eingestellte Arbeitnehmer ist eine sachgrundlose 
Befristung bis zu einer Maximaldauer von bis zu 48 Monaten und bei einer 
bis zu sechsmaligen Verlängerung möglich. Diesbezüglich wird auch eine 
erneute Ersteinstellung bei demselben Arbeitgeber möglich sein.“ 

▪ „Für Hochverdiener werden wir analog der Risikoträgerregelung im 
Finanzsektor zum 01.01.2027 eine Regelung einführen, die für 
Jahreseinkommen oberhalb der 1,75- fachen BBG der GRV eine 
Auflösung des Arbeitsverhältnisses mit Abfindungsoption ermöglicht.“ 

▪ „Die telefonische Krankschreibung wird abgeschafft und die unrichtige 
Ausstellung einer Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung nach § 278 StGB stärker 
bestraft. Wir führen eine verpflichtende Vorlage der AU-Bescheinigung ab 
dem ersten Tag der Erkrankung sowie im Rahmen der Umsetzung des 
Primärarztgesetzes eine „Termingarantie Fachärzte“ ein. Darüber hinaus 
etablieren wir eine gesetzlich geregelte Infarktvorsorge.“ 
(Papier „Ein Programm für Aufschwung und Beschäftigung“, Rn.4-6,11, 
abgerufen auf www.bundesregierung.de)  

 
Über arbeitsrechtlich relevante Gesetzesänderungen werden wir nach Abschluss des 
Gesetzgebungsverfahrens berichten. 

4 Verschiedenes  

4.1 Handreichung der Diakonie Deutschland zur Vermeidung und Begrenzung 
von Zahlungsausfällen 

 
Die Diakonie Deutschland hat eine Handreichung zur Vermeidung und Begrenzung 
von Zahlungsausfällen erstellt.  
 
Diese Handreichung der Diakonie Deutschland finden Sie in Anlage 1. 
 

4.2 Mitwirkung der Diakonie beim Kirchentag 2027 

 
Der Deutsche Evangelische Kirchentag 2027 findet vom 5. bis 9. Mai 2027 in 
Düsseldorf statt.  
 
Die Diakonie ist eingeladen, sich mit Ständen, Veranstaltungen und weiteren 
Formaten am Programm zu beteiligen und ihre vielfältige Arbeit sichtbar zu machen. 
 
Mitgliedseinrichtungen und Fachverbände, die sich beteiligen möchten, werden 
gebeten, ihre Bewerbung bis 15. September 2026 einzureichen.  
 
Weitere Informationen zu den Mitwirkungsmöglichkeiten sowie den Link zur 
Anmeldung finden Sie im Einladungsschreiben. In dieser Abfrage können Sie uns 
zudem darüber informieren, wenn Sie sich am Kirchentag beteiligen, sodass wir uns 
im weiteren Verlauf miteinander vernetzen können. 
 

http://www.bundesregierung.de/
https://www.diakonie-rwl.de/sites/default/files/2026-07/Anl_1_DD_Handreichung%20Vermeidung%20von%20Zahlungsausf%C3%A4llen.pdf
https://eur04.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fpublic-eur.mkt.dynamics.com%2Fapi%2Forgs%2Fb7715bcb-d503-4c87-af62-a7c1604a0ffc%2Fr%2F9NPh3vY0lUyk2MSyuqcAAA0AAAA%3Fmsdynmkt_target%3D%257B%2522TargetUrl%2522%253A%2522https%25253A%25252F%25252Fvorstand-exklusiv.diakonie-rwl.de%25252FAusgabe-3-2026%25252F260324-Einladungsschreiben-Diakonie-beim-Kirchentag-2027.pdf%2522%252C%2522RedirectOptions%2522%253A%257B%25226%2522%253A%2522mktprfe2d390cffe89499ea5f0297b2938fc12eoprf%2522%252C%25221%2522%253Anull%257D%257D%26msdynmkt_digest%3DVTIoHltD5rQvU3UN6B8%252FOqrirqgbVYg68QugKND7St0%253D%26msdynmkt_secretVersion%3D7bb221762d0c46939816d3a5592b1359&data=05%7C02%7CA.Goebel%40diakonie-rwl.de%7C73bc52b5822f425118b308ded0ff6194%7C88e7f24614f94bb693de6ff98dabdc10%7C0%7C0%7C639177992431888247%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=lK4HL4dpvabSDlpwHdSY6M1ZrDZldLLmsVSe1pbKEv8%3D&reserved=0
https://eur04.safelinks.protection.outlook.com/?url=https%3A%2F%2Fforms.office.com%2Fe%2FivB3gUkPtv&data=05%7C02%7CA.Goebel%40diakonie-rwl.de%7C73bc52b5822f425118b308ded0ff6194%7C88e7f24614f94bb693de6ff98dabdc10%7C0%7C0%7C639177992431937806%7CUnknown%7CTWFpbGZsb3d8eyJFbXB0eU1hcGkiOnRydWUsIlYiOiIwLjAuMDAwMCIsIlAiOiJXaW4zMiIsIkFOIjoiTWFpbCIsIldUIjoyfQ%3D%3D%7C0%7C%7C%7C&sdata=T2k3%2Fqyj%2F%2FAOZ7TjnsIkRIwdflGJlOf%2Bs9JRW4lHK5o%3D&reserved=0
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4.3 Rundschreiben der Diakonie Deutschland zur Änderung der Ordnung für 
die Arbeitsrechtliche Kommission der Diakonie Deutschland 

 
Mit Rundschreiben vom 26. Juni 20206 informiert die Diakonie Deutschland über die 
Änderung des § 16 der Ordnung für die Arbeitsrechtliche Kommission der Diakonie 
Deutschland. 
 
Dieses Rundschreiben der Diakonie Deutschland finden Sie in Anlage 2. 
 
 
 
                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                         
gez.     
Andreas Goebel     

 
   

 

https://www.diakonie-rwl.de/sites/default/files/2026-07/Anl_2__RS%20%C3%84nderung%20Ordnung%20ARKDD.pdf

